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Drucksache V/166 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Januar 1966 

II/l — 68070 — 5048/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats über das Recht der Landwirte, die 
Angehörige eines Mitgliedstaates sind und sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassen haben, auf Zugang 
zu Genossenschaften 

eine Richtlinie des Rats über das Recht der Landwirte, die 
Angehörige eines Mitgliedstaates sind und sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassen haben, auf Zugang 
zu den verschiedenen Arten von Krediten. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 21. Dezember 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über das Recht der Landwirte, die Angehörige eines Mitglied- 
staates sind und sich in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
gelassen haben, auf Zugang zu Genossenschaften 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT - - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze (2) und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit insbesondere auf Abschnitt IV, F, 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält 
für die Verwirklichung dieser Niederlassungsfrei- 
heit in der Landwirtschaft einen besonderen Zeit- 
plan, der die besondere Eigenart der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit berücksichtigt. Zu der vierten 
Gruppe der in diesem Zeitplan vorgesehenen Maß- 
nahmen gehört der zu Beginn der dritten Stufe von 
jedem Mitgliedstaat zu gewährleistende Zugang zu 
den Genossenschaften für Landwirte, die Angehörige 
der übrigen Mitgliedstaaten sind. 

Diese Richtlinie betrifft nur juristische Personen 
mit der Rechtsnatur von Genossenschaften, ausge- 
nommen andere gemeinnützige Vereinigungen oder 
Zusammenschlüsse; für die Begriffsbestimmung der 
Genossenschaft sind die Mitgliedstaaten zuständig. 

Diese Richtlinie gilt nicht für die Begünstigten 
der Richtlinien des Rats Nr. 63/261 und 63/262 vom 
2. April 1963“), die hinsichtlich des Zugangs zu Ge- 
nossenschaften bereits gleichgestellt sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 


Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat beseitigt nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen zugunsten der Angehöri- 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1323 und 1326 


gen und Gesellschaften der anderen Mitgliedstaaten, 
die auf seinem Hoheitsgebiet eine landwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausüben oder sich zu diesem Zweck 
niederlassen — im folgenden Begünstigte genannt 
— die Beschränkungen bei dem Zugang zu Genos- 
senschaften. 

Artikel 2 

1. a) Als Zugang zu den Genossenschaften im 
Sinne dieser Richtlinie ist die den Begünstig- 
ten gegebene Möglichkeit zu verstehen, ein- 
faches oder leitendes Mitglied einer derarti- 
gen Gesellschaftsart zu sein, den Aufsichtsrat, 
den Verwaltungsrat oder Vorstand jedes an- 
deren analogen Organs einer Genossenschaft 
zu gründen oder ihm anzugehören. 

b) Genossenschaften im Sinne dieser Richtlinie 
sind die in jedem Mitgliedstaat so benannten 
Gesellschaften sowie solche, die den genos- 
senschaftlichen Grundsätzen entsprechen, 
ohne jedoch diese Benennung zu tragen. Zur 
Zeit gelten als Genossenschaften: 

in der Bundesrepublik Deutschland: 

die „eingetragenen Genossenschaften mit be- 
schränkter oder unbeschränkter Haftpflicht", 
die unter das Gesetz vom 1. Mai 1889 in sei- 
ner Fassung vom 20. Mai 1898 fallen; 

in Belgien: 

die „societes cooperatives" im Sinne von 
Buch I, Titel IX, Abschnitt 7 des „Code de 
commerce" ; 

in Frankreich: 

die „societes cooperatives", die unter Buch I, 
Titel IX, Abschnitt 7 des „Code civil" und un- 
ter das Gesetz vom 10. September 1947 über 
die Satzung der Genossenschaft und den Er- 
laß 59—286 vom 4. Februar 1959, geändert 
durch den Erlaß 61 — 867 vom 5. August 1961, 
fallen; 

in Italien: 

die „societä cooperative", die unter Titel VI, 
Buch V des „codice civile", das Genossen- 
schaftsgesetz Nr. 1577 vom 14. Dezember 
1947 und dessen spätere Änderungen fallen; 
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im Großherzogtum lAixemburg: 

die „societes cooperatives", die unter Ab- 
schnitt VI des Gesetzes vom 10. August 1915, 
Landwirtschaftsverbände, die unter die Groß- 
herzogliche Verordnung vom 17. September 
1945 fallen; 

in den Niederlanden: 

die „Vennootschappen“ nach dem Gesetz des 
28. Mai 1925. 

2. Landwirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne dieser 
Richtlinie sind die in der Anlage V des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit (Hauptgruppe aus 01 — Land- 
wirtschaft — der „Classification internationale type 
par Industrie de toutes branches d’activite econo- 
mique^') aufgeführten Tätigkeiten, insbesondere; 

a) allgemeine Landwirtschaft einschließlich Wein- 
bau, Obstbau, Samenzucht, Gemüsebau, Blumen- 
und Zierpflanzenzucht, auch in Gewächshäusern; 

b) Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, Pelz- 
tierzucht usw.; Bienenzucht; Erzeugung von 
Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pelzen, Eiern, 
Honig. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten heben die Beschränkungen 
auf, die 

— auf Grund von Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften die Begünstigten am Zugang zu den Ge- 
nossenschaften hindern oder diesen Zugang von 
besonderen Bedingungen abhängig machen; 

— die Folge einer Verwaltungspraktik sind, die 
eine Diskriminierung der Begünstigten gegen- 


9 Statistisches Amt der Vereinten Nationen, Etudes 
statisticpies, Serie M, Nr. 4, Rev. 1, New York 1958 


über den Inländern bezüglich des Zugangs zu 
I den Genossenschaften darstellt. 

2. Insbesondere sind die Beschränkungen aufzu- 
heben, die den Begünstigten auf Grund folgender 
Bestimmungen den Zugang zu den Genossenschaften 
unter den gleichen Voraussetzungen, wie sie für 
Inländer gelten, verweigern oder beschränken; 

in Frankreich: 

I Der Bevollmächtigte einer landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaft im „Conseil d'administration" eines 
Genossenschaftsverbandes muß die französische 
Staatsangehörigkeit besitzen (Artikel 550 des „code 
rural"); 

der Geschäftsführer einer Agrargenossenschaft muß 
die französische Staatsangehörigkeit besitzen (Ar- 
tikel 550 des „Code rural" und Artikel 20 des Er- 
lasses Nr. 59 — 286 vom 4. Februar 1959 über die 
Rechtsstellung der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften, geändert durch Erlaß Nr. 61 — 867 vom 
5. August 1961); 

ein Rechnungsprüfer einer „Societe cooperative 
agricole" muß die französische Staatsangehörigkeit 
besitzen (Artikel 550 und 552 des „code rural" und 
Artikel 28 des obgengenannten Erlasses Nr. 59 — 286 
vom 4. Februar 1959). 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


3 



Drucksache V/166 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Das am 18. Dezember 1961 vom Rat verabschiedete 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Nieder- | 
lassungsbeschränkungen enthält für die Landwirt- 
schaft einen besonderen Zeitplan; dieser sieht vor, 
daß zu Beginn der 3. Stufe „der Zugang der Land- | 
wirte, die Angehörige anderer Mitgliedstaaten sind, | 
zu den Genossenschaften zu den gleichen Voraus- i 
Setzungen gesichert wird, wie sie für Angehörige 
des betreffenden Staates gelten". 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages legt die 
Kommission dem Rat ihren Richtlinienvorschlag vor, 
um die erwähnte Bestimmung in Kraft zu setzen. 
Nach den Bestimmungen dieses Artikels obliegt es 
dem Rat, bevor er über den Richtlinienvorschlag mit 
qualifizierter Mehrheit beschließt, den Wirtschafts- j 
und Sozialausschuß und das Europäische Parlament i 
anzuhören. Mit diesem Vorschlag wird eine vierte 
Gruppe von Maßnahmen mit dem Ziel, die Nieder- 
lassungsfreiheit in der Landwirtschaft durchzufüh- 
ren, eingeleitet (zugleich mit dem Richtlinienvor- 
schlag über den Zugang zu den verschiedenen Ar- 
ten von Krediten). Die ersten beiden Maßnahmen 
sind die Richtlinie 63/261 vom 2. April 1963 über die 
Einzelheiten für die Verwirklichung der Niederlas- 1 
sungsfreiheit in der Landwirtschaft im Hoheitsge- ^ 
biet eines Mitgliedstaates für Angehörige der ande- ! 
reu Länder der Gemeinschaft, die als landwirtschaft- | 
liehe Arbeitnehmer zwei Jahre lang ohne Unter- ! 
brechung in diesem Mitgliedstaat gearbeitet | 
haben-), und die Richtlinie 63/262 vom 2. April 
1963 über die Einzelheiten für die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit für landwirtschaftliche 
Betriebe, die seit mehr als zwei Jahren verlassen 
sind oder brachliegen ^). Die dritte Gruppe von Maß- 
nahmen wird durch die beiden Richtlinienvorschläge 
über die landwirtschaftlichen Pachtverträge und über 
das Recht auf Betriebswechsel in der Landv/irtschaft 
gebildet; diese beiden Richtlinienvorschläge sind 
dem Rat bereits vorgelegt worden. 


wirtschaftliche Geräte gemeinschaftlich zu benutzen 
oder landwirtschaftliche Produkte gemeinschaftlich 
zu verkaufen, haben sich die Genossenschaften fort- 
schreitend auf den gesamten Bereich der landwirt- 
schaftlichen Tätigkeiten ausgedehnt. Hierbei ent- 
standen manchmal einflußreiche nationale Vereini- 
gungen. Das Ziel, das sich diese Genossenschaften 
gesetzt haben, ihr Einfluß und ihr Ansehen in den 
Staaten, die heute die Gemeinschaft bilden, haben 
in den einzelnen Mitgliedstaaten zu sehr unter- 
schiedlichen Rechtsformen geführt. In Deutschland 
sind die Genossenschaften weitgehend der Rechts- 
form der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts ange- 
glichen; nach französischem Recht wird der Grund- 
satz der Ausschließlichkeit stärker betont, was zur 
Folge hat, daß ausländische Landwirte praktisch von 
den verantwortlichen Stellungen ausgeschlossen 
sind. Dieser Zustand, der mit der fortschreitend 
zu verwirklichenden Niederlassungsfreiheit im Ge- 
biet der Gemeinschaft nicht vereinbar ist, bedarf 
einer Änderung, ohne daß sich jedoch die Grund- 
sätze ändern, die für die Organisation der Genos- 
senschaften in den Mitgliedstciaten gelten. 


2. Besondere Bemerkungen 

Zwar werden die Begünstigten der Niederlassungs- 
richtlinien des Rats 63/261 (landwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer) und 63/262 (verlassene oder brachlie- 
gende landwirtschaftliche Betriebe) hinsichtlich des 
Zugangs zu den Genossenschaften bereits wie die 
Staatsangehörigen selbst behandelt; den übrigen 
Landwirten, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassen haben oder dort niederlassen wol- 
len, kann dieses Recht jedoch noch verweigert wer- 
den. Sic werden daher im Vergleich zu den Angehö- 
rigen des Empfangslandes, die eine gleiche Tätig- 
keit ausüben, benachteiligt. 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Aus der am Ende des 19. Jahrhunderts geborenen 
Genossenschaftsbewegung, die eine im besonderen 
Maße dynamische Form der Organisation der Land- 
wirtschaft darstellt, entstehen Gesellschaften, die 
in den Mitgliedstaaten nach jeweils besonderen Vor- 
schriften gebildet werden. Von den Zusammen- 
schlüssen mit dem Ziel des gemeinsamen Einkaufs 
oder der gegenseitigen Kredithilfe bis zu den Zu- 
sammenschlüssen mit dem Ziel, Werkzeug und land- 


Ü AmtsbltUt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1323 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1326 


a) Obwohl infolgedessen bisher ein Mitgliedstaat 
in Anwendung der Richtlinien nicht gehalten ist, 
Landwirte anderer Staaten der Gemeinschaft, die 
sich auf nicht brachliegenden Ländereien niederzu- 
lassen wünschen, aufzunehmen, muß er ihnen dort, 
wenn er einmal die Niederlassung gestattet hat, die 
gleichen Vorteile in bezug auf den Zugang zu Ge- 
nossenschaften ein räumen wie seinen eigenen 
Staatsangehörigen, 

b) Da die Definition des Begriffs Genossenschaft 
nicht in allen Mitgliedstaaten gleich ist, können 
einige Auslegungsschwierigkeiten auftreten. Diese 
können umgangen werden, wenn man stets im Auge 
behält, daß das Ziel des Vorschlags weder die 
Koordinierung des Genossenschaftsrechts ist, noch 
in der Ausarbeitung einheitlicher Vorschriften hin- 
sichtlich der Organisation der Genossenschaften be- 
steht; der Vorschlag hat vielmehr zum Ziel, den Zu- 
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gang zu den entweder als Genossenschaften aus- 
drücklich bezeichneten Gesellschaften zu erreichen 
oder auch zu solchen Gesellschaften, die — obwohl 
sie unter einer anderen Bezeichnung auftreten — 
doch nach genossenschaftlichen Grundsätzen orga- 
nisiert sind. Was diese genossenschaftlichen Grund- 
sätze anbetrifft, so sind sie in allen Mitgliedstaaten 
gleich, selbst wenn die Vorschriften des geschriebe- 
nen Rechts variieren: es handelt sich um Vereini- 


gungen mit geschlossener Mitgliederzahl, die im 
allgemeinen nur mit den Mitgliedern Geschäfte be- 
treiben und die nicht mit Gewinnabsicht arbeiten, 
sondern mit dem Ziel, den Mitgliedern Vorteile und 
Ermäßigungen zu verschaffen. So ist es trotz der zu 
berücksichtigenden Verschiedenheit der Rechts- 
vorschriften möglich, eine Gleichbehandlung der be- 
reits niedergelassenen oder niederlassungswilligen 
I Landwirte zu gewährleisten. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über das Recht der Landwirte, die Angehörige eines Mitglied- 
staates sind und sich in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
gelassen haben, auf Zugang zu den verschiedenen Arten von 

Krediten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze (2) und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV, F, 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält für 
die Verwirklichung dieser Niederlassungsfreiheit in 
der Landwirtschaft einen besonderen Zeitplan, der die 
besondere Eigenart der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit berücksichtigt. Zu der vierten Gruppe der in 
diesem Zeitplan vorgesehenen Maßnahmen gehört 
der zu Beginn der dritten Stufe von jedem Mitglied- 
staat zu gewährleistende Zugang zu den verschie- 
denen Arten von Krediten für Landwirte, die Ange- 
hörige der übrigen Mitgliedstaaten sind. 

Die Richtlinie betrifft nur Kredite, d. h. gewährte 
rückzahlbare Darlehen, ausgenommen die nicht in 
vollem Umfange rückzahlbaren Beihilfen und Sub- 
ventionen, deren Liberalisierung von dem Allge- 
meinen Programm für einen späteren Zeitpunkt vor- 
gesehen ist. 

Diese Richtlinie gilt nicht für Begünstigte der 
Richtlinie des Rats Nr. 63/261 und 63/262 vom 
2. April 1963 ^), die hinsichtlich des Zugangs zu 
Krediten den Inländern bereits gleichgestellt sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat beseitigt nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen zugunsten der Angehöri- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1323 und 1326 


gen und Gesellschaften der übrigen Mitgliedstaaten, 
die auf seinem Hoheitsgebiet eine landwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausüben oder sich zu diesem Zweck 
niederlassen — im folgenden Begünstigte genannt — , 
die Beschränkungen beim Zugang zu den verschie- 
denen Arten von Krediten. 


Artikel 2 

1. Als Zugang zum Kredit im Sinne dieser Richt- 
linie ist die den Begünstigten gebotene Möglich- 
keit zu verstehen, rückzahlbare Darlehen unter den 
gleichen Voraussetzungen, vor allem im Hinblick 
auf Höhe, Zinssatz und Laufzeit des Darlehens oder 
die für seine Gewährung geforderten Sicherheiten, 
wie die Angehörigen des Staates zu erhalten, in dem 
sie sich niedergelassen haben. 

2. Landwirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne dieser 
Richtlinie sind die in der Anlage V des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit (Hauptgruppe aus 01 — Land- 
wirtschaft -- der „Classification internationale type 
par Industrie de toutes les branches d'aetivite 
econoinique") '‘) aufgetührten Tätigkeiten, insbeson- 
dere: 

a) Allgemeine Landwirtschaft, einschließlich Wein- 
bau, Obstbau, Samenzucht, Gemüsebau, Blumen- 
und Zierpflanzenzucht, auch in Gewächshäusern; 

b) Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, Pelz- 
tierzucht uswc; Bienenzucht; Erzeugung von 
Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pelzen, Eiern, 
Flonig. 

r t i k e 1 3 

1. Die Mitgliedslaaten heben die Beschränkungen 
auf, die 

-- auf Grund von Rechts- oder Verwaltunsvor- 
schriften die Begünstigten am Zugang zu den 
verschiedenen Arten von Krediten hindern oder 
diesen Zugang von besonderen Bedingungen ab- 
hängig machen; 


Statistisches Amt der Vereinten Nationen, Etudes sta- 
tistiques, Serie M, Nr. 4, Rev. 1, New York 1958 
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— die Folge einer Verwaltungspraktik sind, die 
eine Diskriminierung der Begünstigten gegenüber 
Inländern bei Zugang zu den verschiedenen 
Arten von Krediten darstellt. 

2. Insbesondere sind die Beschränkungen aufzu- 
heben, die den Begünstigten auf Grund folgender 
Bestimmungen den Zugang zu den verschiedenen 
Arten von Krediten unter den gleichen Voraus- 
setzungen, wie sie für Inländer gelten, verweigern 
oder beschränken: 

in Frankreich: 

— Voraussetzung für die Gewährung von Einrich- 
tungsdarlehen an Junglandwirte ist nach Artikel 
667 des „code ruraF' die französische Staatsange- 
hörigkeit; 


— Voraussetzung für die Gewährung der in Artikel 
674 und 686 des „code rural" genannten Dar- 
lehens ist auf Grund des Rundschreibens Nr. 63/ 
108 der Caisse nationale de credit agricole die 
französische Staatsangehörigkeit. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich 
in Kenntnis. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Das am 18. Dezember 1961 vom Rat verabschiedete 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Nieder- 
lassungsbeschränkungen enthält für die Landwirt- 
schaft einen besonderen Zeitplan; dieser sieht vor, 
daß zu Beginn der 3. Stufe „der Zugang der Land- 
wirte, die Angehörige anderer Mitgliedstaaten sind, 
zu den verschiedenen Arten von Krediten zu den 
gleichen Voraussetzungen gesichert wird, wie sie für 
Angehörige des betreffenden Staates gelten". 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages legt die 
Kommission dem Rat ihren Richtlinienvorschlag vor, 
um die erwähnte Bestimmung in Kraft zu setzen. 
Nach den Bestimmungen dieses Artikels obliegt es 
dem Rat, bevor er über den Richtlinienvorschlag mit 
qualifizierter Mehrheit beschließt, den Wirtschafts- 
und Sozialausschuß und das Europäische Parlament 
anzuhören. Mit diesem Vorschlag wird eine vierte 
Gruppe von Maßnahmen mit dem Ziel, die Nieder- 
lassungsfreiheit in der Landwirtschaft durchzufüh- 
ren, eingeleitet (zugleich mit dem Richtlinienvor- 
schlag über den Beitritt zu den Genossenschaften). 
Die ersten beiden Maßnahmen sind die Richtlinie 
63/261 vom 2. April 1963 über die Einzelheiten für 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit in der 
Landwirtschaft im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaa- 
tes für Angehörige der anderen Länder der Gemein- 
schaft, die als landwirtschaftliche Arbeitnehmer zwei 
Jahre lang ohne Unterbrechung in diesem Mitglied- 
staat gearbeitet haben-), und Richtlinie 63/262 vom 
2. April 1963 über die Einzelheiten für die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit für landwirt- 
schaftliche Betriebe, die seit mehr als zwei Jahren 
verlassen sind oder brachliegen ^). Die dritte Gruppe 
von Maßnahmen wird durch die beiden Richtlinien- 
vorschläge über die landwirtschaftlichen Pachtver- 
träge und über das Recht auf Betriebswechsel in der 
Landwirtschaft gebildet; diese beiden Richtlinienvor- 
schläge sind dem Rat bereits vorgelegt worden. 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Das Anwachsen der Flächenerträge als Folge der 
landwirtschaftlichen Mechanisierung, die allgemei- 
nere Verbreitung neuer Anbaumethoden, die sich 
sowohl auf bestimmte Samenarten als auch auf die 
bedeutsame Verwendung von Kunstdünger bezieht, 
setzt voraus, daß die Landwirte über den Rahmen 
ihres Eigenkapitals hinausgehende Finanzierungs- 
möglichkeiten in Anspruch nehmen können. Obwohl 
die Lage nicht in allen Mitgliedstaaten gleich ist, 
kann man davon ausgehen, daß in den meisten Mit- 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1323 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1326 


gliedstaaten die landwirtschaftlichen Tätigkeiten 
nicht zu denjenigen gehören, die privates Kapital 
anziehen, denn die Darlehen können hier nicht zu 
hohem Zinssatz gegeben werden. Unter diesen Um- 
ständen ist es nicht verwunderlich, daß besondere 
Einrichtungen ins Leben gerufen wurden: staatliche 
Banken, Banken, die häufig die Rechtsform einer Ge- 
nossenschaft haben. Die Landwirte helfen sich auf 
diese Weise selbst, aber der Staat greift häufig zur 
Erreichung tragbarer Kreditbedingungen ein. 

Weiterhin zeigt die Höhe des Kreditvolumens, d. h. 
der gegen Zurückzahlung gewährten Darlehen, die 
wichtige und verschiedenartige Rolle an, die dem 
Kredit in der Landwirtschaft zukommt. Nach einer 
Untersuchung über die Gesetzgebung hinsichtlich der 
landwirtschaftlichen Kredite in den sechs Ländern 
des Gemeinsamen Marktes^) erreichte 1962 die Ver- 
schuldung der Landwirte in den Niederlanden nahe- 
zu 2000 Millionen Gulden, in Italien 1650 Milliarden 
Lire, in Deutschland 15 Milliarden DM, in Belgien 
11 Milliarden FB und in Frankreich 24 Milliarden F. 
Diese Höhe erklärt sich aus der Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Infrastruktur, des Maschinen- 
parks, die eine erhebliche Abschreibung notwen- 
I dig macht, sowie aus der Erhöhung der Düngermen- 
' gen und -preise und aus der Auswahl des Saatguts. 

1 Es handelt sich um eine sicherlich durch die Verwirk- 
lichung eines gemeinsamen Agrarmarktes begün- 
stigte Entwicklung; hierbei müssen die Begünstigten 
der Niederlassungsfreiheit in gleichem Umfang Vor- 
teile genießen können, wie die Staatsangehörigen 
selbst. 

2. Besondere Bemerkungen 

a) Zwar werden die Begünstigten der Niederlas- 
sungsrichtlinien des Rats 63/261 (landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer) und 63/262 (verlassene oder brach- 
liegende landwirtschaftliche Betriebe) hinsichtlich 
des Zugangs zu den verschiedenen Kreditarten be- 
reits wie die Staatsangehörigen selbst behandelt; 
den übrigen Landwirten, die sich in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassen haben oder sich dort 
niederlassen wollen, kann dieses Recht jedoch noch 
verweigert werden. Sie werden daher im Vergleich 
zu den Angehörigen des Empfangslandes, die eine 
gleiche Tätigkeit ausüben, benachteiligt. Obwohl der 
Richtlinienvorschlag sich allein auf die Landwirte 
beschränkt, die sich bereits in einem anderen Mit- 
gliedstaat niedergelassen haben oder dort nieder- 
lassen wollen, ist sein Ziel doch insofern von Bedeu- 
tung, als er eine vollständige Gleichbehandlung die- 
ser Landwirte mit den Staatsangehörigen des Emp- 
fangslandes erlaubt. 

b) Es erscheint notwendig, darauf hinzuweisen, 
was unter Kredit im Sinne des Richtlinienvorschla- 


^) Reihe „Die landwirtschaftlichen Strukturen in der 
EWG", Nr. 32, Dezember 1963 
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ges zu verstehen ist; dieser Begriff ist von der Bei- 
hilfe zu unterscheiden. Die Mitgliedstaaten müssen 
nämlich die für Beihilfen geltenden Beschränkungen 
zugunsten der Landwirte, die sich niedergelassen 
haben, erst auf Grund einer später vom Rat auf die- 
sem Gebiet zu erlassenden Richtlinie aufheben. Ein 
Kreditgeschäft liegt dann vor, wenn für den Emp- 
fänger die Verpflichtung zur Rückzahlung besteht, 
wobei es auf die Form und die näheren Bedingun- 
gen der Rückzahlung nicht ankommt. Indessen fallen 
jedoch bestimmte Vorgänge manchmal zusammen; 
Rückzahlung mit Gutschrift der Zinsen zum Beispiel. 
Diese Form der Rückzahlung entspricht gewiß einer 
Beihilfe, aber es wird schwierig sein, sie insgesamt 
von einer Kreditgewährung zu unterscheiden. Des- 
halb wäre es für die Mitgliedstaaten einfacher — 
obwohl bisher für sie keine rechtliche Verpflichtung 
hierzu besteht — , den Zeitplan des Allgemeinen 
Programms etwas vorzuverlegen und die Beschrän- 
kungen für alle diesbezüglichen Vorzüge aufzu- 
heben. 

c) Die Verbindung der Artikel 2 und 3 des Richt- 
linicnvorschlags zeigt, daß die aufzuhebenden Be- 
schränkungen sich auf die Verteilung landwirtschaft- 
licher Kredite beziehen, die den Landwirten für ihren 
Betrieb gewährt werden. Die ohne Rücksicht auf 


dieses Kriterium gewährten Kredite fallen nicht in 
den Anwendungsbereich der Richtlinie; es bleibt 
allerdings den Mitgliedstaaten unbenommen, auch 
insoweit die auf der Staatsangehörigkeit beruhen- 
den Beschränkungen aufzuheben. Schließlich hat der 
Richtlinienvorschlag zum Ziel, die von den Staaten 
auferlegten Beschränkungen aufzuheben. Die staat- 
lichen Interventionen sind auf dem Kreditsektor 
von besonderer Bedeutung. Außer den auf 
veröffentlichten Rechtsvorschriften beruhenden Be- 
schränkungen ergeben sich eine Reihe von Beschrän- 
kungen aus internen Anweisungen von öffentlichen 
oder halb-öffentlichen Kreditkörperschaften. Die 
staatliche Kontrolle über den Geldumlauf erlaubt 
diesen Körperschaften, Einfluß auf die Entscheidun- 
gen privater Kreditorganisationen zu nehmen. In- 
folgedessen müssen die Mitgliedstaaten in Anwen- 
dung der Richtlinie darüber wachen, daß neben der 
eigentlichen Aufhebung der auf der Staatsange- 
hörigkeit beruhenden Beschränkungen die wirkliche 
und vollständige Angleichung der Begünstigten an 
die eigenen Staatsangehörigen durchgeführt wird; 

I das bedeutet, daß die Begünstigten über die glei- 
chen Möglichkeiten verfügen müssen wie die eige- 
nen Staatsangehörigen, welche Form auch immer die 
einschränkende Intervention des Staates haben mag. 



